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Vorwort 

 

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

möchten Sie einen Teil Ihres 
Vermögens verschenken? Oder haben 
Sie gerade  Wertgegenstände oder 
Grundbesitz  geerbt? Dann halten  
Sie das richtige  Heft in den Händen, 
um sich über  steuerrechtliche Fragen  
bei Übertragung von Vermögen zu   
informieren.

In der Broschüre sind die wichtigsten 
Informationen zum aktuellen Erbschaft- 
und Schenkungsteuerrecht in Form 
eines Frage- und Antwortkatalogs für 
Sie zusammengefasst. Die dargestellte 
Rechtslage gilt für Erwerbe seit dem 
1. Juli 2016.

Wer Grundstücke, Geld oder andere 
Wertgegenstände erbt oder geschenkt 
bekommt, der sollte auch wissen, was 
dabei steuerlich zu beachten ist. Nicht 
alle Erwerbe bleiben steuerfrei. Durch  

hohe persönliche Freibeträge wird 
jedoch sichergestellt, dass bei der 
Übertragung durchschnittlicher Ver-
mögenswerte keine oder nur geringe 
Steuern anfallen.

Für die Unternehmensnachfolge gelten 
besondere Verschonungstatbestände. 
Sie sind an zahlreiche Voraussetzungen 
geknüpft. Aufgrund der Komplexität 
und der Individualität des Einzelfalls 
werden die Regelungen zur Unter-
nehmensnachfolge nur kurz abgehandelt. 
Für spezielle Fragen ist es deshalb ratsam, 
Unterstützung bei den beratenden 
Berufen zu suchen.

Im Freistaat Thüringen liegt die 
Zentralzuständigkeit für Erbschaft- und 
Schenkungsteuerfälle beim Finanzamt 
Gotha. Bei allgemeinen Fragen  wenden 
Sie sich bitte an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Finanzamts Gotha. 
Für eine umfangreiche, individuelle 
Beratung empfehle ich Ihnen jedoch 
die Hilfe eines Steuerberaters, Rechts-
anwalts oder Notars.

Mit freundlichen Grüßen

Heike Taubert
Thüringer Finanzministerin
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duale Ausbildung und duales Studium 
in der Thüringer Steuerverwaltung
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AO Abgabenordnung
BewG	 Bewertungsgesetz 
BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch 
bzw.	 beziehungsweise 
d. h. das heißt 
ErbStG Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz
FamFG Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
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ff. folgende
gem.	 gemäß
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ggf.	 gegebenenfalls
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LpartG	 Lebenspartnerschaftsgesetz
Mio.	 Millionen
mind.	 mindestens
Nr. Nummer 
o. ä. oder ähnliches
s. siehe
u. a. unter anderem
usw. und so weiter
z. B. zum Beispiel
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1. Wer kann erben?

Erben können 

-- Menschen (müssen zum Zeitpunkt 
der Erbschaft leben),

-- juristische Personen,
-- eingetragene Vereine,
-- Stiftungen, usw. 

sein. Tiere können nicht erben.

Es ist zu unterscheiden zwischen:

Gesetzliche Erbfolge

Das sind Ehegatten (§§ 1931 ff. 
BGB), Lebenspartner (§ 10 LpartG), 
Verwandte (§§ 1924 ff. BGB).

Die Erben werden Gesamtrechts-
nachfolger des Erblassers (Verstor-
bener) und treten in dessen Rechts-
stellung ein.

Gewillkürte Erbfolge

Testament (§ 1937 BGB), gemein-
sames Testament/Berliner Testa-
ment (§ 2265 BGB) oder Erbvertrag 
(§ 1941 BGB).

Ein Testament ist dem Nachlassge-
richt zur Eröffnung vorzulegen, erst 
dann entfaltet es seine Wirksamkeit.

2. Was muss ein Erbe bzw.
eine beschenkte Person
tun?

Jeder der Erbschaft- oder Schenkung-
steuer unterliegende Erwerb ist vom 
Erwerber - bei Schenkungen auch vom 
Schenker - innerhalb von drei Mona-
ten nach erlangter Kenntnis von dem 
Vermögensanfall dem örtlich dafür zu-
ständigen Finanzamt anzuzeigen. 

Eine Anzeige erübrigt sich, wenn das 
Erbe auf einem notariell oder gericht-
lich eröffneten Testament beruht, aus 
dem sich das Verhältnis zwischen dem 
Erben und dem Erblasser (Verstorbe-
ner) ergibt. In diesem Fall erhält das 
Finanzamt automatisch Nachricht.

Das gilt auch, wenn eine Schenkung 
unter Lebenden gerichtlich oder nota-
riell beurkundet wird.

3. Was unterliegt der
Erbschaftsteuer?

Der Erbschaftsteuer unterliegen u. a.:

-- der Erwerb durch Erbanfall aufgrund 
gesetzlicher, testamentarischer  oder 
erbvertraglicher Erbfolge, 

-- der Erwerb durch Vermächtnis,

-- der Erwerb durch Schenkung auf 
den Todesfall,



11

-- der Erwerb eines Vermögensvorteils 
aufgrund eines vom Erblasser ge-
schlossenen Vertrages zugunsten 
Dritter (z. B. Lebensversicherungs-
vertrag),

-- der Erwerb aufgrund eines geltend 
gemachten Pflichtteilsanspruchs 
oder was als Abfindung für einen 
Verzicht hierauf gewährt wird.

Wo geregelt?

§ 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 ErbStG

4. Was unterliegt der 
Schenkungsteuer?

Der Schenkungsteuer unterliegen u. a.:

- jede freigebige Zuwendung/Schen-
kung,

- die Bereicherung, die ein Ehegatte 
bei Vereinbarung der Gütergemein-
schaft erfährt,

-- was als Abfindung für einen Erbver-
zicht gewährt wird,

- was ein Vorerbe dem Nacherben mit 
Rücksicht auf die angeordnete Nach-
erbschaft vor ihrem Eintritt heraus-
gibt,

-- was durch vorzeitigen Erbausgleich 
erworben wird. 

Wo geregelt?

§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 7 ErbStG

5. Ist die Auszahlung einer
Lebensversicherung
erbschaft- oder
schenkungsteuerpflichtig?

Eine typische Lebensversicherung gibt 
es nicht. Im Einzelfall kommt es stets 
auf die Ausgestaltung der jeweiligen 
Police an.

» Wurde auf den Tod des Erblassers
eine Risikolebensversicherung ab-
geschlossen, so gehört die Auszah-
lungssumme zum Nachlass und muss 
von sämtlichen Erben entsprechend
ihrem Erbteil versteuert werden.

» Hat der Erblasser eine Lebensver-
sicherung auf den Todesfall abge-
schlossen und einen Begünstigten
zum Bezugsberechtigten benannt,
so ist die Auszahlungssumme der
oder dem Bezugsberechtigten als
Vorausvermächtnis zuzurechnen
und unterliegt zusammen mit dem
ihm zuzurechnenden Erbteil der Erb-
schaftsteuer.

§

§
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» Wenn der Begünstigte selbst den
Versicherungsvertrag abgeschlos-
sen und das Leben einer anderen
Person versichert hat, so bleibt die
Auszahlung nach Versterben der an-
deren Person steuerfrei, weil es sich
hier um den eigenen Versicherungs-
vertrag handelt, der mit eigenen Ver-
sicherungsprämien erfüllt wurde.

» Wird eine noch nicht fällige Lebens-
versicherung durch Schenkung oder
Erbfall übertragen, so ist vom Erwer-
ber nicht die Versicherungssumme,
sondern der aktuelle Rückkaufswert
zu versteuern. Das ist der Betrag,
den der Versicherungsnehmer von
der Versicherung bei einer vorzeiti-
gen Auflösung des Vertragsverhält-
nisses beanspruchen kann.

» Hat ein Ehepaar sich gemeinschaft-
lich in der Weise versichert, dass die
Versicherungssumme beim Tod des
Erstversterbenden fällig wird (Versi-
cherung auf verbundene Leben), so
geht man davon aus, dass jeder Ehe-
gatte im Innenverhältnis die Hälfte
der Prämien bezahlt und damit zur
Hälfte den eigenen Versicherungs-
anteil erfüllt hat. Im Ergebnis unter-
liegt die halbe Auszahlungssumme
der Erbschaftsteuer, die Hälfte des
überlebenden  Ehegatten  ist  erb-
schaftsteuerfrei.

» Beachte: Kann der überlebende Ehe-
gatte den Nachweis führen, dass er
zu mehr als 50 % die Prämien ge-

zahlt hat, so bleibt der nachgewie-
sene Anteil erbschaftsteuerfrei.

Wo geregelt?

§§ 3 Abs. 1 Nr. 4, 7 Abs. 1 Nr. 1, 12 
Abs. 1 ErbStG; § 12 Abs. 4 BewG

6. Wie werden gemeinsame
Konten von Ehegatten oder
Lebenspartnern im Erbfall
behandelt?

Bei gemeinsamen Girokonten, Sparbü-
chern, Wertpapierdepots, Sparbriefen 
etc. von Ehegatten ist lediglich der Teil 
des Guthabens der Erbschaftsteuer zu 
unterwerfen, welcher dem Erblasser im 
Innenverhältnis zuzurechnen war. Lie-
gen dem Finanzamt keine anderweiti-
gen Erkenntnisse vor, geht das Finanz-
amt grundsätzlich von einer hälftigen 
Aufteilung aus. Das heißt, 50 % des 
Guthabens ist der zu versteuernde Er-
werb, da die andere Hälfte dem überle-
benden Ehegatten bereits gehört.

Weist der überlebende Ehepartner aber 
nach, dass er im Innenverhältnis mehr 
als die Hälfte auf das Gemeinschafts-
konto eingezahlt hat, bleibt ein ent-
sprechend höherer Anteil steuerfrei.

§
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7. Zu welchem Zeitpunkt fallen
bei einer Erbschaft oder
Schenkung Steuern an?

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
ist eine Stichtagssteuer. Sie entsteht 
auf einen bestimmten Zeitpunkt - den 
Besteuerungszeitpunkt: 

» Bei Erbschaft grundsätzlich mit dem
Todestag des Erblassers.

» Bei Pflichtteilsanspruch mit der
Ausführung.

» Bei Schenkung unter Lebenden
grundsätzlich mit dem Zeitpunkt der
Ausführung (wenn der Beschenkte
das erhalten hat, was ihm nach dem
Willen des Schenkers verschafft
werden sollte und er frei darüber
verfügen kann).

» Bei Grundstücksschenkungen mit
der Auflassung gem. § 925 BGB.

Wo geregelt?

§ 9 ErbStG

Die Verhältnisse zum Besteuerungs-
zeitpunkt sind grundsätzlich auch für 
die Ermittlung des Wertes der Bereiche-
rung (s. Frage 14) und für die Bewertung 
(s. Frage 18) maßgebend. Wertänderun-
gen, die nach dem Besteuerungszeit-
punkt eintreten, werden nicht berück-
sichtigt. Der Besteuerungszeitpunkt hat 

darüber hinaus u. a. Bedeutung für die 
Zusammenrechnung von Erwerben inner-
halb von zehn Jahren (s. Frage 15) und 
die Verjährung der Steuer (s. Frage 21). 

Wo geregelt?

§ 11 ErbStG

8. Was bedeutet
Anzeigepflicht?

Jeder der Erbschaft- oder Schenkung-
steuer unterliegende Erwerb ist vom 
Erwerber - bei Schenkungen auch vom 
Schenker - innerhalb von drei Monaten 
nach erlangter Kenntnis von dem Vermö-
gensanfall dem örtlich dafür zuständi-
gen Finanzamt anzuzeigen.

Die Anzeige ist an keine besondere Form 
gebunden. Sie soll folgende Angaben 
enthalten: 

-- Vor- und Familienname, Identifi-
kationsnummer (§ 139b der Abga-
benordnung), Beruf, Wohnung des 
Erblassers oder Schenkers und des 
Erwerbers;

-- Todestag und Sterbeort des Erblas-
sers oder Zeitpunkt der Ausführung 
der Schenkung;

-- Gegenstand und Wert des Erwerbs; 

§

§
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-- Rechtsgrund des Erwerbs wie ge-
setzliche Erbfolge, Vermächtnis, 
Ausstattung;

-- persönliches Verhältnis des Erwer-
bers zum Erblasser oder zum Schen-
ker, z. B. Verwandtschaft, Schwä-
gerschaft, Dienstverhältnis;

-- frühere Zuwendungen des Erblas-
sers oder Schenkers an den Erwer-
ber nach Art, Wert und Zeitpunkt 
der einzelnen Zuwendung (Wert der 
erworbenen Gegenstände aus den 
letzten zehn Jahren).

Es bedarf keiner Anzeige, wenn der Er-
werb auf einem Testament beruht, das 
von einem Notar oder einem Gericht 
eröffnet wurde und sich aus dem Tes-
tament das Verhältnis des Erwerbers 
zum Erblasser ergibt. Das gilt nicht, 
wenn zum Erwerb Grundbesitz, Be-
triebsvermögen, Anteile an Kapitalge-
sellschaften oder Auslandsvermögen 
gehört.

Wurde eine Schenkung unter Lebenden 
gerichtlich oder notariell beurkundet, 
ist ebenfalls keine Anzeige erforder-
lich. 

Wo geregelt?

§ 30 ErbStG

Bei den „üblichen Gelegenheitsge-
schenken“ (z. B. zum Geburtstag, zur 

Hochzeit o. ä.), die ausdrücklich von 
der Steuer freigestellt sind, ist nur in 
Grenzfällen eine Anzeige abzugeben.

9. Wer hat noch
Anzeigepflichten?

Zur vollständigen Erfassung aller rele-
vanten Erwerbe sind von bestimmten 
Einrichtungen ebenfalls Anzeigen zu 
erstatten, z. B. von

-- den Standesämtern über die Sterbe-
fälle,

-- den Gerichten und Notaren über er-
teilte Erbscheine, Anordnungen von 
Nachlassverwaltungen, Testaments-
eröffnungen, Erbauseinanderset-
zungen, Schenkungsurkunden,

-- den Banken über die Höhe der Gut-
haben (sowie Depots, Schließfächer 
etc.) des Erblassers,

-- den Versicherungen über auszuzah-
lende Versicherungen des Erblas-
sers (z. B. Lebens- Sterbegeldversi-
cherungen an Ehefrau, Kinder). 

Wo geregelt?

§§ 33, 34 ErbStG
§ §
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10. Wer ist zur Abgabe einer
Erbschaft- und
Schenkungsteuererklärung
verpflichtet und wann?

Da aus der Mitteilung der Standesämter 
nicht hervorgeht, ob der Verstorbene 
nennenswertes Vermögen vererbt hat, 
wartet das Finanzamt einige Zeit, ob Mit-
teilungen/Informationen von Erben oder 
sonstigen Erwerbern von Vermögen oder 
auch von dritter Seite (Gerichte, Notare, 
Versicherungen) eingehen.

Erst aufgrund der eingegangenen Unter-
lagen prüft das Finanzamt überschlägig, 
ob das den Erben und Bedachten zuge-
fallene Vermögen so hoch ist, dass nach 
Abzug der Freibeträge eine Steuer fest-
zusetzen ist. Hält das Finanzamt nach 
den Unterlagen eine Besteuerung für 
wahrscheinlich, kann es von jedem an ei-
nem Erbfall Beteiligten die Abgabe einer 
Steuererklärung auf amtlichem Vordruck 
innerhalb einer bestimmten Frist (i. d. R. 
mindestens einen Monat) verlangen. 

In der Regel sendet das Finanzamt einen 
amtlichen Erklärungsvordruck zu, der 
vollständig ausgefüllt zurückgeschickt 
werden muss. 

Mehrere Erben können auch gemeinsam 
eine Erklärung abgegeben, die dann 
auch von allen Erben zu unterschreiben 
ist.

Ist in einem Erbfall ein Testamentsvoll-
strecker oder Nachlassverwalter vor-

handen oder wurde ein Nachlasspfleger 
bestellt, ist dieser zur Abgabe der Steu-
ererklärung verpflichtet.

Wo geregelt?

§ 31 ErbStG

11. Was ist bei Grundstücks-
schenkungen/
-übertragungen zu beachten?

Die Schenkung eines Grundstücks be-
darf der notariellen Beurkundung. Sie 
ist grundsätzlich ausgeführt, sobald 
der Beschenkte durch die erforder-
lichen Erklärungen - Auflassungser-
klärung gem. § 925 BGB und Eintra-
gungsbewilligung gem. § 19 GBO - eine 
gesicherte Rechtsposition erlangt hat, 
durch die er in der Lage ist, die Eintra-
gung der Rechtsänderung beim Grund-
buchamt herbeizuführen. 

Zur Grundstücksübertragung im Rah-
men einer Erbschaft siehe Erläuterun-
gen zur Frage 28.

Wo geregelt?

§ 9 ErbStG

§

§
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12. Welche Steuerklassen gelten
für die Besteuerung von Erb-
schaften und Schenkungen?

Die Höhe der Steuer hängt wesentlich 
von der jeweiligen Steuerklasse ab, in 
die der Erwerber nach seinem persön-
lichen Verhältnis zum Erblasser oder 
Schenker eingeordnet wird. 

Allgemein gilt: Je näher das Verwandt-
schaftsverhältnis des Erwerbers zum 
Erblasser oder Schenker, desto nied-
riger ist die Erbschaft- oder Schen-
kungsteuer infolge höherer Freibeträge  
(s. Frage 13) und niedriger Steuersätze 
(s. Frage 15).

Wo geregelt?

§ 15 ErbStG

Steuerklasse I

1. Ehegatten und Lebenspartner
2. Kinder und Stiefkinder
3. Abkömmlinge der Kinder

und Stiefkinder (Enkel)
4. Eltern und Voreltern bei Er-

werben von Todes wegen

Steuerklasse II

1. Eltern und Voreltern
bei Schenkungen

2. Geschwister
3. Kinder der Geschwister

(Nichten und Neffen)
4. Stiefeltern
5. Schwiegerkinder
6. Schwiegereltern
7. geschiedene Ehegatten und

Lebenspartner einer aufgeho-
benen Lebenspartnerschaft

Steuerklasse III

alle übrigen Erwerber und die Zweck-
zuwendungen

§
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13. Gibt es Freibeträge bzw.
Steuerbefreiungen?

Persönliche Freibeträge 

Jedem Erwerber wird ein persönlicher 
Freibetrag gewährt. Dessen Höhe richtet 
sich bei unbeschränkter Steuerpflicht 
nach der jeweiligen Steuerklasse, die 
sich aus dem Verwandtschaftsverhält-
nis zum Erblasser/Schenker ergibt. Die 
Freibeträge werden von Amts wegen be-
rücksichtigt. 

Erst wenn der Wert des übertragenen 
Vermögens diesen Freibetrag über-
steigt, unterliegt der darüber hinaus-
gehende Teil der Besteuerung.

Die persönlichen Freibeträge gelten je-
weils für die Erwerbe von einer Person 
innerhalb von zehn Jahren. 

Bei einer steuerfreien Schenkung im 
Jahr 2020 an den Sohn könnten also 
im Jahr 2031 nochmals 400.000 Euro 
erbschaftsteuerfrei verschenkt oder 
vererbt werden. 

Wo geregelt?

§ 16 Abs. 1 ErbStG

500.000 Euro

für den Ehegatten oder Lebens- 
partner

je 400.000 Euro

für Kinder und Stiefkinder sowie 
Kinder verstorbener Kinder und 
Stiefkinder

je 200.000 Euro

für Enkel und Kinder 
von Stiefkindern

je 100.000 Euro

für jede andere Person 
der Steuerklasse I

je 20.000 Euro

für Personen der Steuerklasse II

je 20.000 Euro

für Personen der Steuerklasse III

§
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Sachliche Freibeträge

Das ErbStG sieht eine Vielzahl von all-
gemeinen sachlichen Steuerbefreiun-
gen vor. Auf die Folgenden wird insbe-
sondere hingewiesen:

- Hausrat

Steuerfrei bleiben beim Erwerb durch 
Personen der 

Steuerklasse I 

bis zu 41.000 Euro
für Hausrat einschließlich Wäsche 
und Kleidungsstücke

bis zu 12.000 Euro
für andere bewegliche körperliche 
Gegenstände (z. B. Kraftfahrzeuge, 
Musikinstrumente, Sportgeräte, 
Uhren und Schmuck)

Steuerklasse II und III

bis zu 12.000 Euro
für Hausrat einschließlich Wäsche 
und Kleidungsstücke und andere 
bewegliche körperliche Gegenstän-
de (z. B. Kraftfahrzeuge, Musikins-
trumente, Sportgeräte, Uhren und 
Schmuck)

Diese Befreiung gilt nicht für Gegenstän-
de, die zum land- und forstwirtschaftli-
chen Vermögen, zum Grundvermögen 
oder zum Betriebsvermögen gehören, 
für Zahlungsmittel, Wertpapiere, Mün-
zen, Edelmetall, Edelsteine und Perlen. 

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG

-- Gegenstäde, deren Erhaltung im 
öffentlichen Interesse liegen

Unter bestimmten Voraussetzungen 
sind Kunstgegenstände, Kunstsamm-
lungen, wissenschaftliche Sammlun-
gen, Bibliotheken und Archive zu 60 %, 
Grundbesitz oder Teile davon zu 85 % 
ihres Wertes, oder ggf. in vollem Um-
fang befreit.

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG

-- Zuwendung eines Familienheims 

Unter bestimmten Voraussetzungen 
wird der Erwerb eines zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Familienheims 
durch den Ehegatten bzw. den einge-
tragenen Lebenspartner oder durch 
Kinder befreit. Als Familienheim gilt 
ein bebautes Grundstück (im Inland 

§

§
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oder in der EU/dem EWR), soweit darin 
eine Wohnung zu eigenen Wohn- 
zwecken genutzt wird. Die Befreiung 
ist auf die selbstgenutzte Wohnung 
begrenzt. Unter diese Befreiung fallen 
keine Ferien- oder Wochenendhäuser. 

Steuerfrei bleibt die Schenkung oder der 
Erwerb von Todes wegen eines Familien-
heims durch den Ehegatten bzw. den 
Lebenspartner1. Sofern ein Erwerb von 
Todes wegen vorliegt, muss der überle-
bende Ehegatte bzw. Lebenspartner die 
vorher gemeinsam genutzte Wohnung in 
den folgenden zehn Jahren weiterhin zu 
eigenen Wohnzwecken nutzen. Wird die 
Selbstnutzung in diesem Zeitraum auf-
gegeben, entfällt die Steuerbefreiung 
rückwirkend. Der Steuerpflichtige ist 
dann verpflichtet, dem Finanzamt dies 
anzuzeigen. Von der Nachbesteuerung 
wird abgesehen, wenn der Erwerber aus 
objektiv zwingenden Gründen an einer 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken ge-
hindert ist (z. B. aus gesundheitlichen 
Gründen in einem Pflegeheim betreut 
werden muss). 

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 4a und 4b ErbStG,
§ 153 Abs. 2 AO

Der Erwerb eines Familienheims durch 
Kinder (bzw. Kinder verstorbener 
Kinder) ist im Erbfall befreit, wird je-

1 Als Lebenspartner gilt nach ErbStG immer der nach dem 
LPartG eingetragene Lebenspartner.

doch auf eine Wohnfläche der selbst 
genutzten Wohnung des Erblassers 
von höchstens 200 m2 begrenzt. Bei 
größeren Wohnungen wird die Freistel-
lung nur für 200 m2 gewährt, darüber 
hinaus vorhandene Flächen werden 
anteilig besteuert. 

Die zu eigenen Wohnzwecken durch 
den Erblasser bis zu seinem Tod ge-
nutzte Wohnung muss auch beim Er-
werber unverzüglich zur Selbstnutzung 
zu eigenen Wohnzwecken bestimmt 
sein. Zum rückwirkenden Wegfall der 
Befreiung, zur Anzeigepflicht und dem 
Absehen von der Nachbesteuerung 
gelten die gleichen Regelungen, die 
oben für Ehegatten bzw. eingetragene 
Lebenspartner beschrieben werden.

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG

-- Zuwendung an Erwerber mit körper-
lichen oder geistigen Gebrechen

Zuwendungen an Eltern, Adoptiveltern, 
Stiefeltern oder Großeltern, wenn der 
Erwerb zusammen mit dem übrigen Ver-
mögen des Erwerbers 41.000 Euro nicht 
übersteigt und der Erwerber infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen und 
unter Berücksichtigung seiner bisheri-
gen Lebensstellung als erwerbsunfähig 
anzusehen ist oder durch die Führung 
eines gemeinsamen Hausstandes mit 

§

§
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erwerbsunfähigen oder in der Ausbil-
dung befindlichen Abkömmlingen an 
der Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
gehindert ist.

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 6 ErbStG

-- Zuwendung für Pflege und Unterhalt 

Steuerfrei ist ein steuerpflichtiger Er-
werb bis zu 20.000 Euro bei einem 
Erwerber, der den Erblasser unent-
geltlich oder gegen unzureichendes 
Entgelt gepflegt oder unterhalten hat, 
soweit das Zugewendete als angemes-
senes Entgelt anzusehen ist. 

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG

-- Rückfall von geschenktem 
Vermögen

Vermögensgegenstände sind steuer-
frei, die Eltern oder Großeltern ihren 
Abkömmlingen durch Schenkung zuge-
wandt hatten und die an sie von Todes 
wegen zurückfallen. 

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 10 ErbStG

-- Übliche Gelegenheitsgeschenke

Steuerfrei bleiben z. B. bewegliche 
Gegenstände, die üblicherweise zum 
Geburtstag oder zur Hochzeit, zu Weih-
nachten oder zu einem bestandenen 
Examen/Abitur geschenkt werden.  

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 14 ErbStG

-- Zuwendung für begünstigte Zwecke 

Befreit sind unter bestimmten Voraus-
setzungen Zuwendungen an Religions-
gemeinschaften oder Einrichtungen, 
die kirchliche, gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verfolgen bzw. Zu-
wendungen zu kirchlichen, mildtätigen 
und gemeinnützigen Zwecken. 

Wo geregelt?

§ 13 Abs. 1 Nr. 16 und 17 ErbStG

§

§

§

§

§
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-- Zuwendung von vermieteten Wohn-
grundstücken

Zu Wohnzwecken vermietete Grund-
stücke (im Inland oder in der EU/dem 
EWR), die nicht zum begünstigten 
land- und forstwirtschaftlichen Vermö-
gen oder Betriebsvermögen gehören, 
werden mit 90 % ihres Wertes ange-
setzt. Ggf. kann die auf dieses Vermö-
gen entfallende Erbschaft- oder Schen-
kungsteuer gestundet werden, wenn 
bestimmte Voraussetzungen vorliegen 
(s. Frage 18). 

Wo geregelt?

§ 13d ErbStG

Auch bei den sachlichen Freibeträgen, 
die betragsmäßig begrenzt sind, er-
folgt eine Zusammenrechnung mehre-
rer Erwerbe von einer Person innerhalb 
von zehn Jahren. 

§
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14. Was ist ein besonderer
Freibetrag?

In Erbfällen gibt es neben dem persön-
lichen Freibetrag einen besonderen 
Versorgungsfreibetrag.

Er wird um den Kapitalwert steuerfreier 
Versorgungsbezüge gekürzt, also um 
den nach dem Alter des Erwerbers kapi-
talisierten Jahresbetrag von Renten aus 
der Sozialversicherung, von betriebli-
chen oder berufsständischen Versor-
gungsbezügen oder Beamtenpensionen.

Begünstigte Personen und
Versorgungsfreibeträge:

Ehegatte,
eingetragener Lebenspartner

256.000 Euro

Kind bis zu 5 Jahren

52.000 Euro

Kind von mehr als 5 bis 10 Jahren

41.000 Euro

Kind von mehr als 10 bis 15 Jahren

30.700 Euro

Kind von mehr als 15 bis 20 Jahren

20.500 Euro

Kind von mehr als 20 bis Vollendung 
des 27. Lebensjahres

10.300 Euro

Der Gesetzgeber hat beim Versor-
gungsfreibetrag für Kinder eine Abstu-
fung nach fünf Altersstufen vorgenom-
men, weil mit zunehmendem Alter des 
Kindes die Notwendigkeit für einen 
solchen besonderen Versorgungsfrei-
betrag abnimmt.

Der Versorgungsfreibetrag für Kinder 
wird - wie der für den überlebenden 
Ehegatten - um den kapitalisierten 
Wert von Versorgungsbezügen ge-
kürzt, die nicht der Erbschaftsteuer un-
terliegen (z. B. Waisenrenten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung).

Wo geregelt?

§ 17 ErbStG

§
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15. Welche Steuersätze gibt es?

Die Höhe der Steuer ist von der Höhe 
des steuerpflichtigen Erwerbs (s. Frage 
16) und der Steuerklasse des Erwer-
bers sowie des Steuersatzes abhängig.

Die Steuersätze bilden einen Stufen- 
tarif. Der Steuersatz der erreichten 
Wertstufe gilt für den gesamten Erwerb.

Wo geregelt?

§ 19 ErbStG

Wert des steuerpflichtigen Erwerbs und 
Prozentsatz in der Steuerklasse:

bis einschließlich
75.000 Euro

I II III

7% 15% 30%

300.000 Euro

11% 20% 30%

600.000 Euro

15% 25% 30%

6.000.000 Euro

19% 30% 30%

13.000.000 Euro

23% 35% 50%

26.000.000 Euro

27% 40% 50%

über 26.000.000 Euro

30% 43% 50%

§
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16. Wie wird der steuerpflichti-
ge Erwerb berechnet?

Der Erbschaftsteuer wird nur der Netto-
wert eines Erwerbs unterworfen. Vom 
Gesamtwert des übergegangenen Ver-
mögens sind die Nachlassverbindlich-
keiten abzuziehen. Dabei handelt es 
sich um die Schulden des Erblassers 
und die Kosten aus dem Erbfall (der 
Schenkung).

Zu den Kosten aus dem Erbfall gehören 
auch die Verpflichtungen, die durch 
den Erbfall selbst entstanden sind  
(z. B. Verbindlichkeiten aus Vermächt-
nissen, Pflichtteilen und Erbersatzan-
sprüchen).

Darüber hinaus können ohne Nachweis 
pauschal 10.300 Euro für Erbfallkosten 
wie z. B.: 

-- Bestattung

-- Kosten für ein angemessenes Grab-
denkmal bzw. für die übliche Grab-
pflege

-- Kosten der Nachlassregelung (z. B. 
für die Erteilung des Erbscheins, 
für Umschreibungen im Grundbuch) 
und 

-- Kosten des Rechtsstreits um den 
Nachlass

abgezogen werden.

Schulden und Lasten sind nicht ab-
zugsfähig, wenn sie mit erbschaftsteu-
erfreien Vermögensgegenständen im 
Zusammenhang stehen (z. B. Ratenkre-
dit für den PKW des Erblassers).

Muss bei einer Schenkung der Be-
schenkte eine Gegenleistung erbringen 
(typischer Fall: Grundstücksschenkung 
mit Übernahme der auf dem Grund-
stück lastenden Schulden), liegt eine 
gemischte Schenkung vor. Der Schen-
kungsteuer unterliegt nur der unent-
geltlich zugewendete Teil.

Wo geregelt?

§ 10 ErbStG

17. Werden Erwerbe
zusammengerechnet?

Mehrere innerhalb von zehn Jahren von 
derselben Person anfallende Überga-
ben (Schenkung und Erwerb von Todes 
wegen) werden für die Berechnung der 
Steuer zusammengerechnet. Die Be-
steuerung wird also so vorgenommen, 
als seien alle Erwerbe des Zehn-Jahres-
zeitraums zum Zeitpunkt des letzten 
Erwerbs auf einmal angefallen.

Damit soll verhindert werden, dass 
die Steuerpflicht durch mehrere kleine 
Zuwendungen umgangen wird. Die ein-
zelnen Erwerbe unterliegen als selb-

§
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ständige steuerpflichtige Vorgänge je-
weils für sich der Steuer. Der Erwerber 
kann seinen persönlichen Freibetrag 
innerhalb von zehn Jahren nur einmal 
ausnutzen. 

Wo geregelt?

§ 14 ErbStG

Es gilt folgendes vereinfachtes Berech-
nungsschema:

Wert des letzten Erwerbs
+ Wert des Vorerwerbs
=  Gesamterwerb
– persönlicher Freibetrag
=  steuerpflichtiger Erwerb
x  Steuersatz
=  Steuer für Gesamterwerb
– anrechenbare Steuer für früheren

Erwerb2)
=  festzusetzende Steuer für den 
     letzten Erwerb 

2 Anrechenbar ist entweder die fiktive Steuer, die nach den 
persönlichen Verhältnissen des Erwerbers und nach den geltenden 
Vorschriften zur Zeit des letzten Erwerbs zu erheben gewesen wäre 
oder die tatsächlich für den früheren Erwerb entrichtete Steuer, 
wenn diese höher ist.

Ist die anrechenbare Steuer für frühere 
Erwerbe höher als die für den Gesamt-
erwerb errechnete Steuer, kommt es zu 
keiner Erstattung. Die Steuer für den 
Letzterwerb beträgt in diesem Fall Null. 

Durch den Abzug der Steuer für den 
Vorerwerb darf die Steuer, die sich für 
den letzten Erwerb allein ergeben wür-
de, nicht unterschritten werden (Min-
deststeuer).

18. Gibt es eine Stundungsmög-
lichkeit für die Steuer auf
Grundvermögen?

Gültig für die Steuerentstehung ab 
dem 15.12.2018:

Beim Erwerb von vermieteten Wohnim-
mobilien oder eines zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Einfamilienhau-
ses, Zweifamilienhauses oder einer 
Eigentumswohnung kann die darauf 
entfallende Erbschaft- oder Schen-
kungsteuer auf Antrag des Erwerbers 
bis zu zehn Jahre gestundet werden, 
wenn die Steuer ansonsten nur durch 
die Veräußerung dieser Immobilie be-
glichen werden könnte. Die Stundung 
wird nur für ein durch den Erwerber 
selbst genutztes Grundstück gewährt. 

Gibt der Erwerber die Selbstnutzung 
dieses Objekts innerhalb der Zehnjah-
resfrist auf, wird die Stundung weiter 
gewährt, wenn es zu Wohnzwecken 
vermietet wird. 

§
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Die Stundung endet, wenn das Objekt 
(weiter)verschenkt wird. Sie endet auch 
dann, wenn das Vermögen veräußert 
wird, weil dem ursprünglichen Erwer-
ber dann entsprechende Mittel zur Be-
gleichung seiner Erbschaftsteuer zur 
Verfügung stehen.

Bei Erwerben von Todes wegen erfolgt 
die Stundung für die gesamte Stun-
dungsdauer zinslos. 

Bei Schenkungen unter Lebenden sind 
auf den gestundeten Betrag 0,5 %  
Zinsen pro Monat zu entrichten.

Eine Stundung kommt dann nicht in Be-
tracht, wenn im Fall einer Schenkung 
der Schenker die Steuer übernommen 
hat oder wenn der Schenker als Ge-
samtschuldner in Anspruch genom-
men werden kann. 

Wo geregelt?

§ 28 Abs. 3 ErbStG

19. Wie wird Vermögen bewertet?

Die Bewertung des Vermögens und 
der abzugsfähigen Schulden und Las-
ten erfolgt nach den Vorschriften des 
BewG. Bei der Bewertung ist grund-
sätzlich der gemeine Wert (Verkehrs-
wert) zu Grunde zu legen. Das ist der 
Verkaufspreis, der im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr unter fremden Drit-
ten bei der Veräußerung zu erzielen 
wäre. Ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse sind nicht zu berücksich-
tigen. 

Wo geregelt?

§ 11 ErbStG, § 9 BewG

1. Unbebaute Grundstücke

Der Wert unbebauter Grundstücke 
bestimmt sich regelmäßig nach ihrer 
Fläche und den Bodenrichtwerten. Bei 
den Bodenrichtwerten handelt es sich 
um durchschnittliche Lagewerte, die 
sich für ein Gebiet mit im Wesentlichen 
gleichen Lage- und Nutzungsverhält-
nissen ergeben. Bei der Wertermittlung 
ist stets der Bodenrichtwert anzuset-
zen, der von den Gutachterausschüs-
sen zuletzt ermittelt wurde. Konnten 
die Gutachterausschüsse keinen Bo-
denrichtwert ermitteln, ist der Boden-
wert aus den Werten vergleichbarer 
Flächen abzuleiten.

§

§
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2. Bebaute Grundstücke

Grundstücke, auf denen sich benutz-
bare Gebäude befinden, sind als be-
baute Grundstücke zu qualifizieren. Bei 
der Bewertung bebauter Grundstücke 
sind für bestimmte Grundstücksarten 
unterschiedliche Bewertungsverfah-
ren vorgeschrieben. Es sind folgende 
Grundstücksarten zu unterscheiden:

Ein- und Zweifamilienhäuser 
sind Wohngrundstücke, die eine bzw. 
bis zu zwei abgeschlossene Wohnungen 
enthalten und kein Wohnungseigentum 
sind. 

Mietwohngrundstücke 
sind Grundstücke, die mindestens 
drei Wohnungen enthalten. Befinden 
sich in dem Wohngebäude außer drei 
Wohnungen zusätzliche Wohnräume, 
die keine Wohnungen im Sinne des Be-
wertungsgesetzes darstellen, ist dies 
für die Zuordnung der Grundstücksart 
unbeachtlich. Sind mindestens drei 
Wohnungen vorhanden und werden 
darüber hinaus Räume zu anderen als 
Wohnzwecken genutzt, bleibt es bei 
der Zuordnung zum Mietwohngrund-
stück, wenn mehr als 80 % der gesam-
ten Wohn- und Nutzfläche des Gebäu-
des Wohnzwecken dienen.  

Wohnungseigentum 
ist das Sondereigentum an einer Woh-
nung in Verbindung mit dem Miteigen-
tumsanteil an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum, zu dem es gehört. 

Teileigentum 
ist das Sondereigentum an nicht zu 
Wohnzwecken dienenden Räumen ei-
nes Gebäudes in Verbindung mit dem 
Miteigentum an dem gemeinschaftli-
chen Eigentum, zu dem es gehört.

Geschäftsgrundstücke 
sind Grundstücke, die zu mehr als  
80 % - berechnet nach der Wohn- und 
Nutzfläche - anderen als Wohnzwe-
cken dienen.

Gemischt genutzte Grundstücke
sind Grundstücke, die teils Wohn- 
zwecken, teils anderen Zwecken (ei-
genen oder fremden betrieblichen 
Zwecken) dienen und nicht Ein- und 
Zweifamilienhäuser, Mietwohngrund-
stücke, Wohnungs-/ Teileigentum oder 
Geschäftsgrundstücke sind.

Sonstige bebaute Grundstücke 
sind bebaute Grundstücke, die unter 
keine der vorgenannten Grundstücks-
kategorie fallen. Es handelt sich hier 
um einen Auffangtatbestand.

Wo geregelt?

§§ 180, 181 BewG

§
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3. Bewertungsverfahren

Bei der Wertermittlung bebauter 
Grundstücke werden steuerlich drei Be-
wertungsverfahren unterschieden, die 
- abhängig von der jeweiligen Grund-
stücksart - geeignet sind, den Grund-
besitzwert (Verkehrswert) zu ermitteln:

Vergleichswertverfahren

-- Ein- und Zweifamilienhäuser
-- Wohnungseigentum
-- Teileigentum

Ertragswertverfahren

-- Mietwohngrundstücke
-- Geschäftsgrundstücke und ge-

mischt genutzte Grundstücke, für 
die sich auf dem örtlichen Grund-
stücksmarkt eine übliche Miete 
ermitteln lässt

Sachwertverfahren

-- Ein- und Zweifamilienhäuser, 
Wohnungs-/Teileigentum, für die 
keine Vergleichswerte vorliegen

-- Geschäftsgrundstücke und ge-
mischt genutzte Grundstücke, für 
die sich keine übliche Miete ermit-
teln lässt

-- Sonstige bebaute Grundstücke

Vergleichswertverfahren

Hierbei sind Kaufpreise von Grund- 
stücken heranzuziehen, die hinsicht-
lich der ihren Wert beeinflussenden 
Merkmale mit dem zu bewertenden 
Grundstück hinreichend übereinstim-
men (Vergleichsgrundstücke). Vorran-
gig sind dabei die von den Gutachter-
ausschüssen mitgeteilten Vergleichs-
preise (Kaufpreise von Vergleichs-
grundstücken) zu Grunde zu legen. Zu-
dem kann auf in der Finanzverwaltung 
vorliegende Unterlagen zu vergleichba-
ren Kauffällen zurückgegriffen werden.

Wo geregelt?

§§ 182 Abs. 2, 183 BewG

§
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 Ertragswertverfahren

Bei diesem Verfahren ist der Gebäu-
dewert getrennt vom Bodenwert auf 
der Grundlage des Ertrags (Gebäude-
ertrag) zu ermitteln. Der Bodenwert ist 
wie bei unbebauten Grundstücken aus 
Fläche x Bodenrichtwert zu ermitteln.

Der Grundbesitzwert, der auch den 
Wert der sonstigen baulichen Anlagen 
auf dem Grundstück (z. B. Außenanla-
gen) umfasst, ergibt sich wie folgt:

Grund und Boden

Bodenrichtwert
x

Grundstücksfläche
=

Bodenwert

Gebäude

Rohertrag 
 (Jahresmiete bzw. übliche Miete)

-
Bewirtschaftungskosten

=
Reinertrag des Grundstücks

-
Bodenwertverzinsung

(Bodenwert x Liegenschaftszinssatz)
=

Gebäudereinertrag (mind. 0 Euro)
x

Vervielfältiger
=

Gebäudeertragswert (≥ 0 Euro)

Ertragswert / Grundbesitzwert

Wo geregelt?

§§ 182 Abs. 3, 184 bis 188 BewG

§

 
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Sachwertverfahren

Der Wert der Gebäude ist getrennt vom 
Bodenwert zu ermitteln. Entsprechend 
der Verfahrensweise bei unbebauten 
Grundstücken, ist der Bodenwert auch 
im Sachwertverfahren unter Rückgriff 
auf die Bodenrichtwerte zu ermitteln. 
Bei der Berechnung des Gebäudewerts 
ist im Wesentlichen die Bruttogrund-
fläche mit den Regelherstellungskos-
ten zu multiplizieren.

Sonstige bauliche Anlagen, insbeson-
dere Außenanlagen, und der Wert der 
sonstigen Anlagen (z. B. Anpflanzun-
gen) sind regelmäßig mit dem Gebäude-
wert und dem Bodenwert abgegolten. 
Nur in Einzelfällen mit besonders wert-
haltigen Außenanlagen (z. B. einem 
größeren Swimmingpool) und sonsti-
gen Anlagen werden hierfür gesonderte 
Wertansätze nach durchschnittlichen 
Herstellungskosten erforderlich.

Grund und Boden

Bodenrichtwert
x

Grundstücksfläche
=

Bodenwert

Gebäude

Regelherstellungskosten
x

Brutto-Grundfläche
=

Gebäuderegelherstellungswert
-

Alterswertminderung
=

Gebäudesachwert

Vorläufiger Sachwert
x

Wertzahl
=

Sachwert/Grundbesitzwert

Wo geregelt?

§§ 182 Abs. 4, 189 bis 191 BewG

§

 
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4. Bewertung in Sonderfällen

Erbbaurecht/Erbbaugrundstück

Bei Erbbaurechten kann sowohl das 
- mit dem Erbbaurecht belastete -
Grundstück als auch das aufstehende
Gebäude (Erbbaurecht) Gegenstand
einer Schenkung oder eines Erbfalls
sein. Dementsprechend bilden das
belastete Grundstück und das Erbbau-
recht zwei getrennte wirtschaftliche
Einheiten, die auch jeweils eigenstän-
dig bewertet werden.

Der für das Erbbaurecht und das be-
lastete Grundstück anzusetzende Wert 
ist im Vergleichswertverfahren zu er-
mitteln, wenn für das zu bewertende 
Erbbaurecht Vergleichskaufpreise oder 
aus Kaufpreisen abgeleitete Vergleichs-
faktoren vorliegen. Liegen solche nicht 
vor, ist eine finanzmathematische Me-
thode anzuwenden, wobei sich der Wert 
für beide wirtschaftliche Einheiten aus 
einem Bodenwertanteil und einem Ge-
bäudewertanteil zusammensetzt.

Bei der Wertermittlung sind neben dem 
Bodenwert (Fläche x Bodenrichtwert) 
und dem Gebäudewert bei bebauten 
Grundstücken die Höhe des Erbbauzin-
ses, die Restlaufzeit des Erbbaurechts 
und die Höhe der Gebäudeentschädi-
gung angemessen zu berücksichtigen. 
Der Gebäudewert ist dann im Ertrags- 
oder Sachwertverfahren zu ermitteln.

Wo geregelt?

§§ 183, 194 BewG

Gebäude auf fremdem Grund und
Boden und belastetes Grundstück

Auch bei Gebäuden auf fremdem 
Grund und Boden sind die für das Erb-
baurecht geltenden Grundsätze an-
zuwenden, jedoch ohne Berücksich-
tigung einer Gebäudeentschädigung 
beim Heimfall.

Wo geregelt?

§ 195 BewG

Grundstücke im Zustand der Bebauung

Ein Grundstück im Zustand der Be-
bauung liegt vor, wenn mit den Bauar-
beiten begonnen wurde und Gebäude 
oder Gebäudeteile noch nicht bezugs-
fertig sind. Der Zustand der Bebauung 
beginnt zum Beispiel mit der Einbrin-
gung von Baustoffen, die zur planmä-
ßigen Errichtung des Gebäudes führen. 
Die Gebäude oder Gebäudeteile im Zu-
stand der Bebauung sind mit den be-
reits am Bewertungsstichtag entstan-
denen Herstellungskosten dem Wert 
des bislang unbebauten oder bereits 
bebauten Grundstücks hinzuzurech-
nen. Mithin sind Gebäude oder Gebäu-

§

§
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deteile im Zustand der Bebauung nach 
dem Grad der Fertigstellung zu bewer-
ten.

Wo geregelt?

§ 196 BewG

5. Verkehrswertnachweis

Aufgrund der den Bewertungsverfahren 
anhängenden Typisierungen kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass es im 
Einzelfall zu Überbewertungen kommt. 
Für diese Fälle räumt der Gesetzgeber 
dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit 
des Verkehrswertnachweises im Wege 
einer Öffnungsklausel ein.

Weist der Steuerpflichtige nach, dass 
der gemeine Wert (Verkehrswert) der 
wirtschaftlichen Einheit am Bewer-
tungsstichtag niedriger ist als der nach 
dem Bewertungsgesetz ermittelte 
Wert, so ist dieser Wert anzusetzen. 
Dieser kann durch einen stichtags-
nahen Kaufpreis im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr oder durch ein Ver-
kehrswertgutachten erbracht werden.

Für die Erstellung von Verkehrswert-
gutachten gelten grundsätzlich die auf-
grund des § 199 Abs. 1 des Baugesetz-
buches erlassenen Vorschriften. Mithin 
sind die Wertermittlungsverfahren und 
-grundsätze der Immobilienwertermitt-
lungsverordnung zu beachten.

20. Gibt es Begünstigungen für
das Unternehmensvermögen?

Für den Erwerb von Betriebsvermö-
gen, Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten von mehr als 25 % und land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen (kurz 
begünstigungsfähiges Unternehmens-
vermögen) gelten besondere Begüns-
tigungsregelungen, die wegen ihres 
Ausmaßes naturgemäß an zahlreiche 
Voraussetzungen geknüpft sind, um 
die Unternehmensnachfolge zu er-
leichtern und Arbeitsplätze zu sichern. 
In Betracht kommen die nachfolgen-
den Instrumentarien:

-- Verschonungsabschlag 
(Regelverschonung oder 
Optionsverschonung)

-- gleitender Abzugsbetrag

-- Vorwegabschlag für familiengeführte 
Unternehmen

-- Abschmelzmodell

-- Verschonungsbedarfsprüfung

-- Tarifbegrenzung

-- Stundung

§
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Nach der Regelverschonung bleiben 85 % 
des begünstigten Vermögens steuerfrei 
(Verschonungsabschlag), wenn 

-- das Unternehmen fünf Jahre fortge-
führt wird und

-- die Lohnsumme innerhalb der Be-
haltensfrist insgesamt mindestens 
400 % der Ausgangslohnsumme be-
trägt.

Für kleinere Unternehmen gibt es zu-
sätzlich einen gleitenden Abzugsbe-
trag von 150.000 Euro.

Eine Optionsverschonung (Verscho-
nungsabschlag von 100 %) kann auf 
Antrag gewährt werden, wenn

-- der Betrieb sieben Jahre fortgeführt 
wird und

-- die Lohnsumme innerhalb der Be-
haltensfrist mindestens 700 % der 
Ausgangslohnsumme beträgt.

Die Prozentsätze der einzuhaltenden 
Mindestlohnsummen von 400 % bzw. 
700 % sind in Abhängigkeit von der Zahl 
der Beschäftigten und der Art der Ver-
schonung (Regel- oder Optionsverscho-
nung) gestaffelt. Betriebe mit nur we-
nigen Beschäftigten brauchen nicht die 
volle Mindestlohnsumme einzuhalten.

Regelverschonung Optionsverschonung

Zahl der Beschäftigten Einzuhaltende 
Mindestlohnsumme

Einzuhaltende 
Mindestlohnsumme

bis zu 5 keine keine

6 bis 10 250% 500%

10 bis 15 300% 565%

mehr als 15 400% 700%
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Die Abgrenzung des begünstigten Pro-
duktivvermögens vom nicht begüns-
tigten Verwaltungsvermögen erfolgt 
zielgenau an Hand eines Kataloges.  
Allerdings ist aufgrund von zahlreichen 
Ausnahme- und Neuregelungen eine 
Vielzahl von Rechenschritten erforder-
lich, deren Darstellung den Rahmen 
dieses Steuerwegweisers  sprengen 
würde.

Für den Erwerb von begünstigtem Unter-
nehmensvermögen bis zu 26 Mio. Euro 
(Schwellenwert) kann der Erwerber zwi-
schen dem Verschonungsabschlag (sog. 
Abschmelzmodell) und der Verscho-
nungsbedarfsprüfung wählen (Um den 
Schwellenwert zu prüfen, werden die 
Erwerbe von begünstigten Unterneh-
mensvermögen, die innerhalb von zehn 
Jahren von derselben Person anfallen, 
zusammengerechnet). Davon unberührt 
bleibt der Vorwegabschlag von höchs-
tens 30 % des begünstigten Unterneh-
mensvermögens für familiengeführte 
Unternehmen, die bestimmten Verfü-
gungsbeschränkungen unterliegen.

Bei dem sog. Abschmelzmodell verrin-
gert sich der Verschonungsabschlag 
schrittweise in Abhängigkeit vom Wert 
des begünstigten Vermögens. Ab einer 
Größenordnung von 90 Mio. Euro wird 
gar kein Verschonungsabschlag mehr 
gewährt. 

Wird die Verschonungsbedarfsprüfung 
gewählt, ist die Steuer für das begüns- 
 

tigte Vermögen zu erlassen, soweit 
sie nicht aus dem verfügbaren Ver-
mögen beglichen werden kann. Zum 
verfügbaren Vermögen gehören ledig-
lich jeweils 50 % des mit der Erbschaft 
übergegangenen, nicht begünstigten 
Vermögens und dem bereits vorhande-
nen Vermögen, das im Falle einer Erb-
schaft/Schenkung nicht zum begüns-
tigten Vermögen gehören würde.

Wo geregelt?

§§ 13a, 13b, 13c und 28a ErbStG

21. Wann ist eine Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung
notwendig?

Ist an einem Erbfall ein ausländischer 
Erbe beteiligt, haften die Vermögens-
verwalter und Vermögensverwahrer 
(insbesondere Banken) und die Ver-
sicherungsunternehmen für die Erb-
schaftsteuer, wenn sie das von ihnen 
verwaltete oder verwahrte Vermögen 
vor Entrichtung der Erbschaftsteuer ei-
nem ausländischen Berechtigten aus-
zahlen oder zur Verfügung stellen. 

Zur Vermeidung der Haftung wird in 
diesen Fällen eine erbschaftsteuerli-
che Unbedenklichkeitsbescheinigung 
angefordert. 

§
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Die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
erteilt das für die Erbschaftsteuer zu-
ständige Finanzamt, sobald nach Prü-
fung der Unterlagen die gegen den 
ausländischen Erben festgesetzte 
Erbschaftsteuer bezahlt ist oder fest-
gestellt wurde, dass keine Erbschaft-
steuer anfällt.

Wo geregelt?

§ 20 Abs. 6 ErbStG

22. Was ist bei ausländischen
Erben/Beschenkten zu
beachten?

Hatten weder der Erblasser (Verstor-
bene) noch der Erwerber einen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
in Deutschland (Inland), tritt die be-
schränkte Steuerpflicht ein. Sie er-
streckt sich nur auf das sogenannte 
Inlandsvermögen, z. B. inländischer 
Grundbesitz, inländisches Betriebs-
vermögen und bestimmte Anteile an 
Kapitalgesellschaften mit Sitz oder Ge-
schäftsleitung im Inland. 

Nicht zum Inlandsvermögen, sondern 
zum Weltvermögen gehören z. B. Spar-
guthaben, ausländischer Grundbesitz, 
ausländisches Betriebsvermögen und 
Anteile an Kapitalgesellschaften mit 
Sitz oder Geschäftsleitung im Ausland.

Auch im Rahmen der beschränkten 
Steuerpflicht werden persönliche 
Freibeträge von Amts wegen berück-
sichtigt. Die persönlichen Freibeträge 
(s. Frage 13) sind zu kürzen, wenn der 
Wert des Weltvermögens höher ist als 
der Wert des Inlandsvermögens. Dabei 
sind Erwerbe von derselben Person in-
nerhalb von zehn Jahren zusammenzu-
rechnen.

Wo geregelt?

§ 121 BewG, § 16 Abs. 2 ErbStG

23. Innerhalb welchen Zeitraums
kann das Finanzamt die Erb-
schaftsteuer und die Schen-
kungsteuer festsetzen?

Das Finanzamt kann die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer grundsätzlich 
innerhalb von vier Jahren nach Ablauf 
des Todes- und Schenkungsjahres 
festsetzen. Dieser Zeitraum kann sich 
ggf. verlängern, z. B. wenn das für die 
Erbschaft- und Schenkungsteuer zu-
ständige Finanzamt erst viel später von 
dem Erwerb Kenntnis erlangt. 

Wo geregelt?

§§ 169 bis 171 AO

§
§

§
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24. Welche Gebühren/Kosten
fallen an?

Bei der Festsetzung der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer entstehen keine be-
sonderen Gebühren oder sonstige Kos-
ten.

Ist ein Erbe/Beschenkter zur Abgabe 
einer Erbschaft- oder Schenkungsteu-
ererklärung verpflichtet (s. Frage 9) 
und kommt er dieser Verpflichtung 
nicht oder nicht rechtzeitig nach, kann 
bzw. muss das Finanzamt einen Ver-
spätungszuschlag festsetzen. 

Wo geregelt?

§§ 149, 152 AO

25. Welches Finanzamt ist in
Thüringen zuständig?

Für die Festsetzung und Erhebung der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer ist 
grundsätzlich das Finanzamt örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Erblasser 
zum Zeitpunkt seines Todes bzw. der 
Schenker zur Zeit der Ausführung der 
Schenkung seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt hatte. 

Ist nicht der Erblasser/Schenker, son-
dern der Erwerber Inländer im Sinne 
des ErbStG, richtet sich die örtliche 

Zuständigkeit des Finanzamts nach 
seinem Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt. 

Sind weder Erblasser bzw. Schenker 
noch der Erwerber als Inländer anzu-
sehen (Fälle der beschränkten Steu-
erpflicht), ist das Finanzamt örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk sich das 
übertragene Vermögen befindet.

Wo geregelt?

§§ 35 ErbStG

In Thüringen ist zentral das Finanzamt 
Gotha für die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer zuständig.

Postanschrift

Finanzamt Gotha
Reuterstraße 2a
99867 Gotha

Tel.: 0361 57 3637-000
Fax: 0361 57 3637-100

E-Mail:
poststelle@finanzamt-gotha.thueringen.de

§

§
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26. Was muss bei der Errich-
tung eines Testaments
beachtet werden?

Das BGB räumt die Möglichkeit ein, 
von der gesetzlichen Erbfolgeregelung 
abzuweichen, z. B. durch Testament 
oder Erbvertrag. Wirkt dabei ein No-
tar mit (öffentliches oder notarielles 
Testament), ist dieser zur Beratung 
und zur Hilfe bei den Formulierungen 
verpflichtet. Er erhält für seine Tätig-
keit eine Gebühr, die sich nach dem 
Wert des Vermögens richtet, über das 
verfügt wird. Das notarielle Testament 
wird immer amtlich verwahrt.

Um Kosten zu sparen, wird daher oft ein 
eigenhändiges Testament („Privattes-
tament“) errichtet. Dabei müssen aber 
zwingende Formerfordernisse beachtet 
werden:

-- Eigenhändigkeit,
-- Handschriftlichkeit,
-- Unterschrift.

Der Erblasser muss den gesamten Ur-
kundentext eigenhändig schreiben, 
nicht mit Schreibmaschine oder Com-
puter, sondern handschriftlich und 
mit seiner Unterschrift versehen. Bei 
Nichtbeachtung ist das Testament un-
gültig mit der Folge, dass nur die ge-
setzlichen Erben zum Zuge kommen.

Es ist dringend zu empfehlen, das  
Testament mit dem ganzen Namen, 

also mit dem Vornamen und dem Zu-
namen, zu unterschreiben, damit kein 
Irrtum über die Person, die das Testa-
ment erstellt hat, aufkommen kann. 
Zudem sollten Zeit und Ort der Nieder-
schrift im Testament enthalten sein. 
Das ist wichtig, weil das alte Testament 
durch ein neues Testament ganz oder 
teilweise aufgehoben werden kann 
und daher festgestellt werden muss, 
welches das jüngere und damit gültige 
Testament ist. 

Aufbewahren können Sie Ihr eigen-
händiges Testament, wo Sie wollen. 
Es ist jedoch auch möglich und häufig 
empfehlenswert, das Testament beim 
Amtsgericht in amtliche Verwahrung 
zu geben. Hierfür entsteht nur eine ge-
ringe Gebühr.

Wo geregelt?

§§ 1937, 2064 BGB

27. Wie kann ich nachweisen,
dass ich Erbe bin
(Erbschein)?

Der Erbe sieht sich in vielen Fällen 
vor die Notwendigkeit gestellt, sein 
Erbrecht nachzuweisen (z. B. beim 
Grundbuch oder bei Banken). Diesen 
Nachweis kann der Erbe durch den Erb-
schein führen. Der Erbschein ist das 

§
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amtliche Zeugnis des Nachlassgerichts 
über erbrechtliche Verhältnisse. Wer 
im Erbschein ausgewiesen ist, kann 
über den Nachlass verfügen.

Der Erbschein kann beim Nachlassge-
richt (Amtsgericht) beantragt werden.

Beim Übergang eines Grundstücks auf 
den oder die Erben ist für die Grund-
buchberichtigung grundsätzlich ein 
Erbschein erforderlich (§ 35 Abs. 1 
Satz 1 GBO).

Ausnahmsweise genügt aber die Vor-
lage eines öffentlich beurkundeten 
(notariellen) Testaments oder Erbver-
trages mitsamt der Niederschrift über 
die Eröffnung (§ 35 Abs. 1 Satz 2 GBO).

Wo geregelt?

§§ 2353 ff. BGB sowie §§ 352 ff.
FamFG

28. Was bedeutet Gesamt-
rechtsnachfolge?

Mit dem Tod einer Person (Erblasser) 
geht deren Vermögen als Ganzes auf den 
oder die Erben über (Gesamtrechtsnach-
folge). Der Erbe tritt unmittelbar kraft 
Gesetzes in die gesamte vermögens-
rechtliche Stellung des Erblassers ein, 
ohne dass rechtsgeschäftliche Übertra-
gungsgeschäfte erforderlich sind.

Vermächtnisnehmer und Pflichtteils-
berechtigte haben demgegenüber le-
diglich  schuldrechtliche Ansprüche 
gegen den Erben.

Fällt die Erbschaft an mehrere Erben, 
bilden diese Miterben eine Erbenge-
meinschaft.

Der Nachlass wird dann Vermögen 
der Miterben zur gesamten Hand. Da-
raus folgt, dass eine Verfügung über 
den Nachlass als Ganzes nur gemein-
schaftlich getroffen werden kann. Die 
Erbengemeinschaft ist auf Auseinan-
dersetzung angelegt, die jeder Miterbe 
jederzeit verlangen kann.

Wo geregelt?

§ 1922 BGB

29. Was regelt die gesetzliche
Erbfolge?

Der Erblasser kann durch eine Verfü-
gung von Todes wegen (Testament, 
Erbvertrag) den Erben bestimmen.  
Diese sogenannte gewillkürte Erbfolge 
hat Vorrang vor der gesetzlichen Erb-
folge. Nur soweit gewillkürte Erbfolge 
nicht eintritt, gilt hilfsweise gesetzli-
che Erbfolge. Damit ist sichergestellt, 
dass niemand ohne Erben stirbt. Als 
gesetzliche Erben kommen in Betracht: 
der Ehegatte des Erblassers, die Ver-

§
§
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wandten und der Staat. Der Staat erbt 
nur, wenn kein Ehepartner und keine 
Verwandten mehr leben oder wenn die 
Erben die Erbschaft ausschlagen.

Zur Bestimmung der Reihenfolge, in 
der die Verwandten zum Zuge kom-
men, wird die Familie in Ordnungen 
eingeteilt:

1. Ordnung:
Die Abkömmlinge (Kinder und
Kindeskinder) des Erblassers

2. Ordnung:
Die Eltern des Erblassers
und deren Abkömmlinge

3. Ordnung:
Die Großeltern des Erblassers
und deren Abkömmlinge

4. Ordnung:
Die Urgroßeltern des Erblas-
sers und deren Abkömmlinge

5. und entferntere Ordnungen:
Die entfernteren Voreltern des Erb-
lassers und deren Abkömmlinge.

Wo geregelt?

§§ 1924 ff. BGB

30. Wie verhält es sich mit der
Erbfolge bei Ehegatten?

Das Erbrecht des überlebenden Ehe-
gatten sowie des eingetragenen Le-
benspartners gilt unabhängig von dem 

der Verwandten. Wie viel ihm zusteht, 
hängt davon ab, ob er neben nahen 
oder entfernten Verwandten des Erb-
lassers zum Zuge kommt und welcher 
Güterstand in der Ehe gegolten hat. 
Im gesetzlichen Güterstand der Zuge-
winngemeinschaft, in dem die meisten 
Eheleute leben, gewährt das Erbrecht 
dem überlebenden Ehegatten zum 
Ausgleich des Zugewinns im Normal-
fall eine pauschale Erhöhung seines 
Erbteils um ein Viertel gegenüber den 
Erben (§ 1371 BGB). Der Ehegatte erbt 
dann:

-- neben Verwandten der 1. Ordnung 
zur Hälfte (1/4 + 1/4),

-- neben Verwandten der 2. Ordnung 
oder

-- neben Großeltern zu 3/4 (1/2 + 1/4).
-- Treffen in der 3. Ordnung neben 

Großeltern auch Abkömmlinge von 
Großeltern zusammen, erhält der 
Ehegatte auch den Anteil, der den 
Abkömmlingen zufallen würde.

-- Der überlebende Ehegatte erbt allein, 
wenn weder Verwandte der 1. oder 2. 
Ordnung noch Großeltern vorhanden 
sind.

Der geschiedene Ehegatte ist nicht erb-
berechtigt.

Wo geregelt?

§§ 1931 ff. BGB

§

§
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31. Was ist ein P�ichtteil?

Aufgrund der Testierfreiheit kann der 
Erblasser bei seiner Verfügung von 
Todes wegen auch seine nächsten An-
gehörigen übergehen. Die Regelung 
über den Pflichtteil schränkt die Tes-
tierfreiheit insoweit zugunsten naher 
Angehöriger ein. Diese erhalten aber 
nicht einen bestimmten Mindesterb-
anteil (werden also nicht Erben), son-
dern lediglich einen Geldanspruch 
gegen den Erben - sozusagen als Aus-
fluss und Ersatz ihres gesetzlichen 
Erbrechts. Als Pflichtteilsberechtigte 
kommen in Betracht:

-- die Abkömmlinge jeglichen Grades,
-- die Eltern,
-- der Ehegatte,
-- der eingetragene Lebenspartner.

Sonstige Verwandte sind nicht p�icht-
teilsberechtigt.

Der P�ichtteilsberechtigte hat einen mit 
dem Erbfall entstehenden schuldrecht-
lichen Geldanspruch gegen den Erben 
in Höhe der Hälfte des Wertes des ge-
setzlichen Erbteils.

Wo geregelt?

§§ 2303 ff. BGB

§
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